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KHVG 1994 §5 Abs1 Z3

1. KHVG 1994 § 5 heute

2. KHVG 1994 § 5 gültig ab 01.09.1994

Text

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Landesverwaltungsgericht Steiermark hat durch die Richterin Mag. Sarah Schweiger über die Beschwerde des A,

geb. am ****, vertreten durch Rechtsanwalt B, gegen das Straferkenntnis der Landespolizeidirektion Steiermark vom

31.01.2025, GZ: VStV/924300633390/2024, nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung

z u R e c h t e r k a n n t:

I.     Gemäß § 50 Abs 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (im Folgenden VwGVG) wird die Beschwerde zu

Spruchpunkt 1. mit der Maßgabe als unbegründet römisch eins. Gemäß Paragraph 50, Absatz eins,

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (im Folgenden VwGVG) wird die Beschwerde zu Spruchpunkt 1. mit der Maßgabe

als unbegründet

a b g e w i e s e n,

dass die verletzte Rechtsvorschrift zu Spruchpunkt 1. lautet wie folgt:

§ 36 lit b Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967 BGBl. Nr. 267/1967 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 103/1997Paragraph 36,

Litera b, Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967 Bundesgesetzblatt Nr. 267 aus 1967, zuletzt geändert durch

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 103 aus 1997,

II.  Gemäß § 50 Abs 1 VwGVG wird der Beschwerde zu Spruchpunkt 2. römisch zwei. Gemäß Paragraph 50, Absatz eins,

VwGVG wird der Beschwerde zu Spruchpunkt 2.

F o l g e g e g e b e n,
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das angefochtene Straferkenntnis behoben und das Verwaltungsstrafverfahren gemäß § 45 Abs 1 Z 2 VStG iVm § 38

VwGVG eingestellt.das angefochtene Straferkenntnis behoben und das Verwaltungsstrafverfahren gemäß Paragraph

45, Absatz eins, Ziffer 2, VStG in Verbindung mit Paragraph 38, VwGVG eingestellt.

III.  Gemäß § 52 Abs 1 und 2 VwGVG hat der Beschwerdeführer hinsichtlich Spruchpunkt 1. binnen zwei Wochen bei

sonstiger Exekution einen Beitrag zu den Kosten des Beschwerdeverfahrens in der Höhe von € 20,00 zu

leisten.römisch drei. Gemäß Paragraph 52, Absatz eins und 2 VwGVG hat der Beschwerdeführer hinsichtlich

Spruchpunkt 1. binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution einen Beitrag zu den Kosten des Beschwerdeverfahrens

in der Höhe von € 20,00 zu leisten.

IV.    Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a Verwaltungsgerichtshofgesetz (im Folgenden VwGG) eine ordentliche

Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs 4 B-VG unzulässig.römisch vier. Gegen dieses Erkenntnis ist

gemäß Paragraph 25 a, Verwaltungsgerichtshofgesetz (im Folgenden VwGG) eine ordentliche Revision an den

Verwaltungsgerichtshof nach Artikel 133, Absatz 4, B-VG unzulässig.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

I.römisch eins.

Verfahrensgang

Mit Straferkenntnis vom 31.01.2025 wurde dem Beschwerdeführer zur Last gelegt, er habe am 22.03.2024, 19:00 Uhr

als Verwender sein Fahrzeug in A-Ort, C-Straße gegenüber Haus Nr [...] seinen PKW mit dem Kennzeichen ****

abgestellt, obwohl an der hinteren Kennzeichenhalterung eine Deckkennzeichentafel angebracht gewesen sei

(Spruchpunkt 1) und obwohl für das Fahrzeug keine vorgeschriebene HaftpKichtversicherung bestanden habe

(Spruchpunkt 2).

Zu Spruchpunkt 1 habe er § 103 Abs. 1 Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967, BGBl. Nr. 267/1967 zuletzt geändert durch

BGBl. I Nr. 35/2023 i.V.m. § 36 lit. b Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967, BGBl. Nr. 267/1967 zuletzt geändert durch BGBl. I

Nr. 103/1997 i.V. § 49 Abs. 8 KFG verletzt und wurde über ihn eine Geldstrafe in Höhe von € 100,00,

Ersatzfreiheitsstrafe 10 Stunden gemäß § 134 Abs. 1 Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967, BGBl. Nr. 267/1967 zuletzt

geändert durch BGBl. I Nr. 35/2023 verhängt.Zu Spruchpunkt 1 habe er Paragraph 103, Absatz eins, Kraftfahrgesetz

1967 - KFG 1967, Bundesgesetzblatt Nr. 267 aus 1967, zuletzt geändert durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 35 aus

2023, in Verbindung mit Paragraph 36, Litera b, Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967, Bundesgesetzblatt Nr. 267 aus 1967,

zuletzt geändert durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 103 aus 1997, i.V. Paragraph 49, Absatz 8, KFG verletzt und

wurde über ihn eine Geldstrafe in Höhe von € 100,00, Ersatzfreiheitsstrafe 10 Stunden gemäß Paragraph 134, Absatz

eins, Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967, Bundesgesetzblatt Nr. 267 aus 1967, zuletzt geändert durch Bundesgesetzblatt

Teil eins, Nr. 35 aus 2023, verhängt.

Zu Spruchpunkt 2 habe § 103 Abs. 1 KFG i.V. § 36 lit. d Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967, BGBl. Nr. 267/1967 zuletzt

geändert durch BGBl. I Nr. 35/2023 verletzt und wurde über ihn eine Geldstrafe in Höhe von € 250,00,

Ersatzfreiheitsstrafe 1 Tag 1 Stunde gemäß § 134 Abs. 1 Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967, BGBl. Nr. 267/1967 zuletzt

geändert durch BGBl. I Nr. 35/2023 verhängt.Zu Spruchpunkt 2 habe Paragraph 103, Absatz eins, KFG i.V. Paragraph

36, Litera d, Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967, Bundesgesetzblatt Nr. 267 aus 1967, zuletzt geändert durch

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 35 aus 2023, verletzt und wurde über ihn eine Geldstrafe in Höhe von € 250,00,

Ersatzfreiheitsstrafe 1 Tag 1 Stunde gemäß Paragraph 134, Absatz eins, Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967,

Bundesgesetzblatt Nr. 267 aus 1967, zuletzt geändert durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 35 aus 2023, verhängt.

Strafbemessend begründete die belangte Behörde, es sei die bisherige Unbescholtenheit mildernd und erschwerend

nichts zu werten.

Gegen dieses Straferkenntnis richtet sich die rechtzeitige Beschwerde des Beschwerdeführers. Dieser brachte darin im

Wesentlichen vor, das Fahrzeug sei nicht auf einer Straße mit öLentlichem Verkehr abgestellt worden. Das bekämpfte

Straferkenntnis sei daher zu beheben und das Verwaltungsstrafverfahren einzustellen, in eventu die Strafe zu

reduzieren.

Am 03.06.2025 fand vor dem Landesverwaltungsgericht Steiermark eine öLentliche mündliche Verhandlung statt, in

der der Beschwerdeführer und der Meldungsleger D einvernommen wurden. Beide sagten übereinstimmend aus, dass

es sich beim Kennzeichen **** um ein Wechselkennzeichen handle. Auf die Fortführung der mündlichen Verhandlung
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und die Verkündung des Erkenntnisses wurde in der Verhandlung verzichtet.

Über AuLorderung des Landesverwaltungsgerichts Steiermark übermittelte die belangte Behörde einen Auszug aus

dem Zulassungsregister.

II.römisch zwei.

Feststellungen

Der Beschwerdeführer war Verwender des PKW KIA, ***, grau/silberfarbig FIN: ****. Dieses stellt er in A-Ort, C-Straße

geg. Haus Nr. [...] auf einer SchotterKäche ab, welche für das Abstellen von Fahrzeugen verwendet wird und die zur

angrenzenden asphaltierten C-Straße durch einen abgeschrägten Bordstein begrenzt wird, der ein ungehindertes

Befahren der SchotterKäche von der C-Straße aus ermöglicht und ist diese Fläche für den ruhenden Verkehr, also das

Parken von Fahrzeugen bestimmt.

Die in Rede stehende, im Verkehrsraum der C-Straße liegende ParkKäche ist weder als Privatstraße gekennzeichnet,

noch sind auf die Beschränkung des öLentlichen Verkehrs hinweisende Tafeln aufgestellt und sind auch keine

Abschrankungen vorhanden.

Auf dem am 22.03.2024, 19:00 Uhr an dieser Tatörtlichkeit abgestellten Fahrzeug war am 22.03.2024, 19:00 Uhr an der

hinteren Kennzeichenhalterung nur eine Deckkennzeichentafel (rote Kennzeichentafel), **** (A) angebracht.

Laut Zulassungsevidenz war der KIA, ***, FIN: **** von 15.05.2017 bis 09.10.2024 mit dem Wechselkennzeichen ****

(A) zum Verkehr zugelassen und bei der E versichert.

III.römisch drei.

Beweiswürdigung

Die getroLenen Feststellungen ergeben sich einerseits aus dem Akteninhalt des vorliegenden Behördenaktes und ist

auf den darin erliegenden Lichtbildern in Übereinstimmung mit der Aussage des einvernommenen Meldungslegers

ersichtlich, dass das Fahrzeug am Tatort zur Tatzeit mit Deckkennzeichentafel abgestellt war und wurde dies

beschwerdeführerseitig auch nicht bestritten.

Dass der Beschwerdeführer selbst das Fahrzeug dort abstellte war auf Grund seiner Aussage festzustellen und waren

die Feststellungen zu den Verhältnissen vor Ort auf Grund der im Gerichtsakt erfassten Google Maps Bilder der

Örtlichkeit sowie der übereinstimmenden Aussagen des Meldungslegers und des Beschwerdeführers festzustellen.

Die Feststellungen zur Zulassungsevidenz ergeben sich aus dem von der belangten Behörde übermittelten Auszug

sowie der beschwerdeführerseitig vorgelegten KFZ Versicherungsauskunft.

IV.römisch vier.

Rechtliche Beurteilung

Die maßgeblichen Bestimmungen des Kraftfahrgesetz 1967 – KFG, idF BGBl. Nr. 267/1967 lauten wie folgt:Die

maßgeblichen Bestimmungen des Kraftfahrgesetz 1967 – KFG, in der Fassung Bundesgesetzblatt Nr. 267 aus 1967,

lauten wie folgt:

§ 36 KFG idF BGBl Nr 267/1967 zuletzt geändert durch BGBl I Nr 103/1997:Paragraph 36, KFG in der Fassung

Bundesgesetzblatt Nr 267 aus 1967, zuletzt geändert durch BGBl römisch eins Nr 103/1997:

„IV. ABSCHNITT

Zulassung zum Verkehr, Probe- und Überstellungsfahrten und Kennzeichen der Kraftfahrzeuge und Anhänger

Allgemeines

Kraftfahrzeuge und Anhänger außer Anhängern, die mit Motorfahrrädern gezogen werden, dürfen unbeschadet der

Bestimmungen der §§ 82, 83 und 104 Abs. 7 über die Verwendung von Kraftfahrzeugen und Anhängern mit

ausländischem Kennzeichen und von nicht zugelassenen Anhängern auf Straßen mit öLentlichem Verkehr nur

verwendet werden, wennKraftfahrzeuge und Anhänger außer Anhängern, die mit Motorfahrrädern gezogen werden,

dürfen unbeschadet der Bestimmungen der Paragraphen 82, 83 und 104 Absatz 7, über die Verwendung von

Kraftfahrzeugen und Anhängern mit ausländischem Kennzeichen und von nicht zugelassenen Anhängern auf Straßen

mit öffentlichem Verkehr nur verwendet werden, wenn
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a) sie zum Verkehr zugelassen sind (§§ 37 bis 39) oder mit ihnen behördlich bewilligte Probe- oder

Überstellungsfahrten (§§ 45 und 46) durchgeführt werden,a) sie zum Verkehr zugelassen sind (Paragraphen 37 bis 39)

oder mit ihnen behördlich bewilligte Probe- oder Überstellungsfahrten (Paragraphen 45 und 46) durchgeführt werden,

b) sie das behördliche Kennzeichen (§ 48) führen,b) sie das behördliche Kennzeichen (Paragraph 48,) führen,

c) bei der Zulassung oder Bewilligung einer Probe- oder Überstellungsfahrt vorgeschriebene Auflagen erfüllt werden,

d) für sie die vorgeschriebene Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung (§ 59) oder Haftung (§ 62) besteht undd) für sie die

vorgeschriebene Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (Paragraph 59,) oder Haftung (Paragraph 62,) besteht und

e) bei den der wiederkehrenden Begutachtung (§ 57a) unterliegenden zum Verkehr zugelassenen Fahrzeugen, soweit

sie nicht unter § 57a Abs. 1b fallen, eine den Vorschriften entsprechende Begutachtungsplakette (§ 57a Abs. 5 und 6)

am Fahrzeug angebracht ist.e) bei den der wiederkehrenden Begutachtung (Paragraph 57 a,) unterliegenden zum

Verkehr zugelassenen Fahrzeugen, soweit sie nicht unter Paragraph 57 a, Absatz eins b, fallen, eine den Vorschriften

entsprechende Begutachtungsplakette (Paragraph 57 a, Absatz 5 und 6) am Fahrzeug angebracht ist.

§ 134 Abs. 1 KFG idF BGBl Nr 267/1967 zuletzt geändert durch BGBl I Nr 35/2023:Paragraph 134, Absatz eins, KFG in

der Fassung Bundesgesetzblatt Nr 267 aus 1967, zuletzt geändert durch BGBl römisch eins Nr 35/2023:

„Strafbestimmungen

(1) Wer

1. diesem Bundesgesetz oder

2. den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, Bescheiden oder sonstigen Anordnungen oder

3. den Artikeln 5 bis 9 und 10 Abs. 4 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder3. den Artikeln 5 bis 9 und 10 Absatz

4 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 561 aus 2006, oder

4. der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 oder4. der Verordnung (EU) Nr. 165 aus 2014, oder

5. den Artikeln 5 bis 8 und 10 des Europäischen Übereinkommens über die Arbeit des im internationalen

Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR), BGBl. Nr. 518/1975, in der Fassung BGBl. III Nr. 69/2010, oder5.

den Artikeln 5 bis 8 und 10 des Europäischen Übereinkommens über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr

beschäftigten Fahrpersonals (AETR), Bundesgesetzblatt Nr. 518 aus 1975,, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil 3,

Nr. 69 aus 2010,, oder

6. dem Artikel 465 Abs. 1 lit. b in Verbindung mit Anhang 31 Teil B Abschnitt 2, Artikeln 4 bis 6 und 7 Abs. 4 und 5 und

Abschnitt 4 des Abkommens, ABl. Nr. L 149 vom 30.4.2021, 6. dem Artikel 465 Absatz eins, Litera b, in Verbindung mit

Anhang 31 Teil B Abschnitt 2, Artikeln 4 bis 6 und 7 Absatz 4 und 5 und Abschnitt 4 des Abkommens, ABl. Nr. L 149

vom 30.4.2021,

zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 10 000 Euro, im Falle ihrer

Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. Bei der Einbringung von Fahrzeugen in das

Bundesgebiet sind solche Zuwiderhandlungen auch strafbar, wenn sie auf dem Wege von einer österreichischen

Grenzabfertigungsstelle, die auf ausländischem Gebiet liegt, zur Staatsgrenze begangen werden. Wurde der Täter

wegen der gleichen Zuwiderhandlung bereits einmal bestraft, so kann an Stelle der Geldstrafe eine Freiheitsstrafe bis

zu sechs Wochen verhängt werden. Wurde der Täter wegen der gleichen Zuwiderhandlung bereits zweimal bestraft, so

können die Geldstrafe und die Freiheitsstrafe auch nebeneinander verhängt werden. Die Verhängung einer

Freiheitsstrafe ist in diesen Fällen aber nur zulässig, wenn es ihrer bedarf, um den Täter von weiteren

Verwaltungsübertretungen der gleichen Art abzuhalten. Auch der Versuch einer solchen Zuwiderhandlung ist strafbar.

§ 49 KFG idF BGBl Nr 267/1967 zuletzt geändert durch BGBl I Nr 134/2020:Paragraph 49, KFG in der Fassung

Bundesgesetzblatt Nr 267 aus 1967, zuletzt geändert durch BGBl römisch eins Nr 134/2020:

„Kennzeichentafeln

(1) Die Behörde hat für ein von ihr zugewiesenes Kennzeichen, Überstellungskennzeichen oder Probefahrtkennzeichen

die im Abs. 6 angeführten Kennzeichentafeln auszugeben. Diese sind öLentliche Urkunden. Kennzeichentafeln mit

Kennzeichen oder mit Probefahrtkennzeichen sind nur gegen Ersatz der Gestehungskosten auszugeben.
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Kennzeichentafeln mit Überstellungskennzeichen sind nur gegen Erlag einer kostendeckenden Benützungsgebühr und

einer angemessenen Sicherstellung auszugeben. Wird die Kennzeichentafel innerhalb eines Jahres nach der

Ausfolgung bei der Stelle, die sie ausgegeben hat, abgeliefert, so ist diese Sicherstellung rückzuerstatten. Nach Ablauf

dieser Frist Kießt die Sicherstellung der Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand der Behörde zu tragen hat.(1) Die

Behörde hat für ein von ihr zugewiesenes Kennzeichen, Überstellungskennzeichen oder Probefahrtkennzeichen die im

Absatz 6, angeführten Kennzeichentafeln auszugeben. Diese sind öLentliche Urkunden. Kennzeichentafeln mit

Kennzeichen oder mit Probefahrtkennzeichen sind nur gegen Ersatz der Gestehungskosten auszugeben.

Kennzeichentafeln mit Überstellungskennzeichen sind nur gegen Erlag einer kostendeckenden Benützungsgebühr und

einer angemessenen Sicherstellung auszugeben. Wird die Kennzeichentafel innerhalb eines Jahres nach der

Ausfolgung bei der Stelle, die sie ausgegeben hat, abgeliefert, so ist diese Sicherstellung rückzuerstatten. Nach Ablauf

dieser Frist fließt die Sicherstellung der Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand der Behörde zu tragen hat.

(2) Kennzeichentafeln für Kennzeichen, Probefahrtkennzeichen oder Überstellungskennzeichen, die vom

Landeshauptmann (§ 40 Abs. 3 und 4, § 45 Abs. 5, § 46 Abs. 3) zugewiesen wurden, sind von der Behörde auszugeben,

die den Zulassungsschein, den Probefahrtschein oder den Überstellungsfahrtschein ausgestellt hat.(2)

Kennzeichentafeln für Kennzeichen, Probefahrtkennzeichen oder Überstellungskennzeichen, die vom

Landeshauptmann (Paragraph 40, Absatz 3 und 4, Paragraph 45, Absatz 5,, Paragraph 46, Absatz 3,) zugewiesen

wurden, sind von der Behörde auszugeben, die den Zulassungsschein, den Probefahrtschein oder den

Überstellungsfahrtschein ausgestellt hat.

(3) Auf Antrag des Zulassungsbesitzers eines in Z 1 bis 3 genannten Kraftfahrzeuges hat die Behörde Kennzeichentafeln

mit dessen Kennzeichen auszugeben für(3) Auf Antrag des Zulassungsbesitzers eines in ZiLer eins bis 3 genannten

Kraftfahrzeuges hat die Behörde Kennzeichentafeln mit dessen Kennzeichen auszugeben für

1. Anhänger mit ausländischem Kennzeichen, die mit einem Kraftfahrzeug mit österreichischem Kennzeichen gezogen

werden sollen (§ 83), wenn der Antragsteller glaubhaft macht, dass er Beförderungen vom Ausland in das Inland

durchzuführen hat;1. Anhänger mit ausländischem Kennzeichen, die mit einem Kraftfahrzeug mit österreichischem

Kennzeichen gezogen werden sollen (Paragraph 83,), wenn der Antragsteller glaubhaft macht, dass er Beförderungen

vom Ausland in das Inland durchzuführen hat;

2. nicht zum Verkehr zugelassene Anhänger, die mit einem Kraftfahrzeug mit österreichischem Kennzeichen gezogen

werden sollen, wenn der Antragsteller glaubhaft macht, dass der Anhänger mit dem Kraftfahrzeug im Ausland gezogen

werden soll;

3. auf der Anhängekupplung des Kraftfahrzeuges montierte Lastenträger, am Fahrzeugheck montierte abnehmbare

Ladekräne oder auf der Rückseite von Omnibussen montierte Schikörbe.

(4) Auf den Kennzeichentafeln muss das Kennzeichen eingepresst sein. Die Schriftzeichen müssen bei Tag und klarem

Wetter auf mindestens 40 m, bei Motorfahrrädern und vierrädrigen Leichtkraftfahrzeugen auf mindestens 20 m lesbar

sein. Die Farbe der Kennzeichentafeln muss sein: Bei Tafeln für

 

a) Farbe des Grundes der Tafeln

b) Farbe der Schriftzeichen

1. Kraftwagen, Motorräder, Motorräder mit Beiwagen, Motordreiräder und Anhänger, vorbehaltlich der Z 3 und 41.

Kraftwagen, Motorräder, Motorräder mit Beiwagen, Motordreiräder und Anhänger, vorbehaltlich der Ziffer 3 und 4

weiß

schwarz

2. Motorfahrräder, vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge sowie für Anhänger gemäß Abs. 32. Motorfahrräder, vierrädrige

Leichtkraftfahrzeuge sowie für Anhänger gemäß Absatz 3

rot

weiß

3. vorübergehend zugelassene Fahrzeuge sowie für Probefahrtkennzeichen



blau

weiß

4. Überstellungskennzeichen

grün

weiß

5. Kraftfahrzeuge der Klasse L, M1, M2, M3, N1, N2 und N3 jeweils mit reinem Elektroantrieb oder mit WasserstoL-

Brennstoffzellenantrieb

weiß

grün

 

 

 

Der Grund der Kennzeichentafeln muss aus rückstrahlendem Material bestehen. Bei weißen Kennzeichentafeln,

ausgenommen solchen gemäß Z 5 für Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge, und bei roten

Kennzeichentafeln gemäß Abs. 3 muss am linken Rand in einem blauen Feld mit zwölf gelben Sternen das

internationale Unterscheidungszeichen in weißer Schrift angegeben sein. Zwischen der Bezeichnung der Behörde und

dem Vormerkzeichen muss das Wappen des Bundeslandes angebracht sein, in dem die Behörde ihren Sitz hat; dies gilt

nicht für Fahrzeuge gemäß § 54 Abs. 3 und Abs. 3a lit. a und b sowie für Motorfahrräder und vierrädrige

Leichtkraftfahrzeuge. Bei den in § 40 Abs. 1 lit. a angeführten Fahrzeugen tritt an die Stelle des Landeswappens das

Bundeswappen, bei den zur Verwendung für die Feuerwehr bestimmten Fahrzeugen tritt an die Stelle des

Landeswappens das Feuerwehr-Korpsabzeichen. Weiße Kennzeichentafeln (Z 1 und Z 5, ausgenommen solche für

Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge) müssen an ihrer oberen und unteren Kante rot-weiß-rot

gerandet sein; Kennzeichentafeln für Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge müssen weiß, solche

gemäß Z 5 grün umrandet sein. Auf Kennzeichentafeln für vorübergehend zugelassene Fahrzeuge müssen auf einem

roten Streifen am rechten Rand der Tafel in weißer Schrift die zwei letzten ZiLern der Jahreszahl des Kalenderjahres

angegeben sein, in dem die Zulassung erlischt. Kennzeichentafeln müssen dauerhaft und widerstandsfähig ausgeführt

und mit einer Hohlprägung versehen sein, die das Bundeswappen mit der Umschrift „Republik Österreich“ und die

dem Hersteller der Kennzeichentafeln (Abs. 5) vom Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität,

Innovation und Technologie zugewiesene Kontrollnummer zeigt.Der Grund der Kennzeichentafeln muss aus

rückstrahlendem Material bestehen. Bei weißen Kennzeichentafeln, ausgenommen solchen gemäß ZiLer 5, für

Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge, und bei roten Kennzeichentafeln gemäß Absatz 3, muss am

linken Rand in einem blauen Feld mit zwölf gelben Sternen das internationale Unterscheidungszeichen in weißer

Schrift angegeben sein. Zwischen der Bezeichnung der Behörde und dem Vormerkzeichen muss das Wappen des

Bundeslandes angebracht sein, in dem die Behörde ihren Sitz hat; dies gilt nicht für Fahrzeuge gemäß Paragraph 54,

Absatz 3 und Absatz 3 a, Litera a und b sowie für Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge. Bei den in

Paragraph 40, Absatz eins, Litera a, angeführten Fahrzeugen tritt an die Stelle des Landeswappens das Bundeswappen,

bei den zur Verwendung für die Feuerwehr bestimmten Fahrzeugen tritt an die Stelle des Landeswappens das

Feuerwehr-Korpsabzeichen. Weiße Kennzeichentafeln (ZiLer eins und ZiLer 5,, ausgenommen solche für

Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge) müssen an ihrer oberen und unteren Kante rot-weiß-rot

gerandet sein; Kennzeichentafeln für Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge müssen weiß, solche

gemäß ZiLer 5, grün umrandet sein. Auf Kennzeichentafeln für vorübergehend zugelassene Fahrzeuge müssen auf

einem roten Streifen am rechten Rand der Tafel in weißer Schrift die zwei letzten ZiLern der Jahreszahl des

Kalenderjahres angegeben sein, in dem die Zulassung erlischt. Kennzeichentafeln müssen dauerhaft und

widerstandsfähig ausgeführt und mit einer Hohlprägung versehen sein, die das Bundeswappen mit der Umschrift

„Republik Österreich“ und die dem Hersteller der Kennzeichentafeln (Absatz 5,) vom Bundesminister für Klimaschutz,

Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie zugewiesene Kontrollnummer zeigt.

(4a) Der Zulassungsbesitzer eines Fahrzeuges, für das noch keine Kennzeichentafeln gemäß Abs. 4 (EU-



Kennzeichentafel) ausgegeben worden sind, hat die Möglichkeit, die Ausfolgung solcher Kennzeichentafeln zu

beantragen. Dabei ist grundsätzlich ein neues Kennzeichen zuzuweisen und es sind von Amts wegen alle

entsprechenden Änderungen das neue Kennzeichen betreLend durchzuführen. Ist bereits ein Kennzeichen gemäß

§ 48 Abs. 4 oder ein Wunschkennzeichen vergeben, so kann die Ausfolgung von Kennzeichentafeln gemäß Abs. 4 mit

dem bisherigen Kennzeichen beantragt werden. Der Betrag für den Ersatz der Gestehungskosten der neuen

Kennzeichentafeln ist gleichzeitig mit dem Antrag zu erlegen. Die neuen Kennzeichentafeln sind nur gegen Ablieferung

der bisherigen Kennzeichentafeln auszufolgen. Bei Zuweisung eines neuen Kennzeichens ist der bisherige

Zulassungsschein abzuliefern. Der Anspruch auf Ausfolgung der Tafeln erlischt, wenn sie vom Antragsteller sechs

Monate nach Einbringung des Antrages nicht abgeholt wurden.(4a) Der Zulassungsbesitzer eines Fahrzeuges, für das

noch keine Kennzeichentafeln gemäß Absatz 4, (EU-Kennzeichentafel) ausgegeben worden sind, hat die Möglichkeit,

die Ausfolgung solcher Kennzeichentafeln zu beantragen. Dabei ist grundsätzlich ein neues Kennzeichen zuzuweisen

und es sind von Amts wegen alle entsprechenden Änderungen das neue Kennzeichen betreLend durchzuführen. Ist

bereits ein Kennzeichen gemäß Paragraph 48, Absatz 4, oder ein Wunschkennzeichen vergeben, so kann die

Ausfolgung von Kennzeichentafeln gemäß Absatz 4, mit dem bisherigen Kennzeichen beantragt werden. Der Betrag für

den Ersatz der Gestehungskosten der neuen Kennzeichentafeln ist gleichzeitig mit dem Antrag zu erlegen. Die neuen

Kennzeichentafeln sind nur gegen Ablieferung der bisherigen Kennzeichentafeln auszufolgen. Bei Zuweisung eines

neuen Kennzeichens ist der bisherige Zulassungsschein abzuliefern. Der Anspruch auf Ausfolgung der Tafeln erlischt,

wenn sie vom Antragsteller sechs Monate nach Einbringung des Antrages nicht abgeholt wurden.

(4b) Der Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges gemäß Abs. 4 Z 5 hat die Möglichkeit, anstelle der Kennzeichentafel

gemäß Abs. 4 Z 5 eine herkömmliche Kennzeichentafel gemäß Abs. 4 Z 1 oder 2 zu beantragen. Der Zulassungsbesitzer

eines Kraftfahrzeuges gemäß Abs. Z 5, für das noch keine Kennzeichentafeln gemäß Abs. 4 Z 5 ausgegeben worden

sind, hat die Möglichkeit, die Ausfolgung solcher Kennzeichentafeln zu beantragen. Dabei ist grundsätzlich ein neues

Kennzeichen zuzuweisen und es sind von Amts wegen alle entsprechenden Änderungen das neue Kennzeichen

betreLend durchzuführen. Es kann auch die Ausfolgung von Kennzeichentafeln gemäß Abs. 4 Z5 mit dem bisherigen

Kennzeichen beantragt werden. Der Betrag für den Ersatz der Gestehungskosten der neuen Kennzeichentafeln ist

gleichzeitig mit dem Antrag zu erlegen. Die neuen Kennzeichentafeln sind nur gegen Ablieferung der bisherigen

Kennzeichentafeln auszufolgen. Bei Zuweisung eines neuen Kennzeichens ist der bisherige Zulassungsschein

abzuliefern. Der Anspruch auf Ausfolgung der Tafeln erlischt, wenn sie vom Antragsteller sechs Monate nach

Einbringung des Antrages nicht abgeholt wurden.(4b) Der Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges gemäß Absatz 4,

ZiLer 5, hat die Möglichkeit, anstelle der Kennzeichentafel gemäß Absatz 4, ZiLer 5, eine herkömmliche

Kennzeichentafel gemäß Absatz 4, ZiLer eins, oder 2 zu beantragen. Der Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges

gemäß Abs. ZiLer 5,, für das noch keine Kennzeichentafeln gemäß Absatz 4, ZiLer 5, ausgegeben worden sind, hat die

Möglichkeit, die Ausfolgung solcher Kennzeichentafeln zu beantragen. Dabei ist grundsätzlich ein neues Kennzeichen

zuzuweisen und es sind von Amts wegen alle entsprechenden Änderungen das neue Kennzeichen betreLend

durchzuführen. Es kann auch die Ausfolgung von Kennzeichentafeln gemäß Absatz 4, Z5 mit dem bisherigen

Kennzeichen beantragt werden. Der Betrag für den Ersatz der Gestehungskosten der neuen Kennzeichentafeln ist

gleichzeitig mit dem Antrag zu erlegen. Die neuen Kennzeichentafeln sind nur gegen Ablieferung der bisherigen

Kennzeichentafeln auszufolgen. Bei Zuweisung eines neuen Kennzeichens ist der bisherige Zulassungsschein

abzuliefern. Der Anspruch auf Ausfolgung der Tafeln erlischt, wenn sie vom Antragsteller sechs Monate nach

Einbringung des Antrages nicht abgeholt wurden.

(5) Zur Herstellung von Kennzeichentafeln ist eine Bewilligung des Bundesministers für Klimaschutz, Umwelt, Energie,

Mobilität, Innovation und Technologie erforderlich. Eine solche Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Antragsteller über

eine durch Verordnung des Bundesministers für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie

festgesetzte Gewerbeberechtigung und über die ebenfalls durch Verordnung des Bundesministers für Klimaschutz,

Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie zusätzlich festgelegten besonderen Kenntnisse und

Fähigkeiten, die zur Erfüllung der mit dieser Bewilligung verbundenen Aufgaben erforderlich sind, verfügt und wenn

auf Grund seines bisherigen Gesamtverhaltens zu erwarten ist, daß er die für die Ausübung der Berechtigung

erforderliche Zuverlässigkeit besitzt. Bei der Festsetzung der notwendigen Gewerbeberechtigung ist insbesondere auf

die bei der Fertigung von Kennzeichentafeln nötigen Kenntnisse und Erfahrungen Bedacht zu nehmen.

(5a) Wurde ein gewerberechtlicher Geschäftsführer bestellt und der Gewerbebehörde angezeigt (§ 39 GewO 1994), so
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ist dieser auch für die Ausübung der in Abs. 5 geregelten Bewilligung verantwortlich. Die Bestellung sowie jeder

Wechsel in der Person des gewerberechtlichen Geschäftsführers sind dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt,

Energie, Mobilität, Innovation und Technologie anzuzeigen.(5a) Wurde ein gewerberechtlicher Geschäftsführer bestellt

und der Gewerbebehörde angezeigt (Paragraph 39, GewO 1994), so ist dieser auch für die Ausübung der in Absatz 5,

geregelten Bewilligung verantwortlich. Die Bestellung sowie jeder Wechsel in der Person des gewerberechtlichen

Geschäftsführers sind dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie

anzuzeigen.

(5b)Eine Bewilligung nach Abs. 5 ist zu entziehen, wenn die Gewerbeberechtigung erloschen ist oder die erforderliche

Zuverlässigkeit weggefallen ist; sie ist weiters zu entziehen, wenn der Bewilligungsinhaber trotz AuLorderung des

Bundesministers für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie keinen gewerberechtlichen

Geschäftsführer bestellt oder seine MeldepKicht gemäß Abs. 5a wiederholt verletzt. Wurde die Bewilligung entzogen,

so sind die Prägestempel mit dem Bundeswappen unverzüglich dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie,

Mobilität, Innovation und Technologie abzuliefern. Die Ablieferung begründet keinen Anspruch auf

Entschädigung.(5b)Eine Bewilligung nach Absatz 5, ist zu entziehen, wenn die Gewerbeberechtigung erloschen ist oder

die erforderliche Zuverlässigkeit weggefallen ist; sie ist weiters zu entziehen, wenn der Bewilligungsinhaber trotz

AuLorderung des Bundesministers für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie keinen

gewerberechtlichen Geschäftsführer bestellt oder seine MeldepKicht gemäß Absatz 5 a, wiederholt verletzt. Wurde die

Bewilligung entzogen, so sind die Prägestempel mit dem Bundeswappen unverzüglich dem Bundesminister für

Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie abzuliefern. Die Ablieferung begründet keinen

Anspruch auf Entschädigung.

(5c) Der Hersteller hat einen Anspruch auf ein Entgelt; dieses ist für jede Type von Kennzeichentafeln durch

Verordnung des Bundesministers für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie

festzusetzen. Das Entgelt hat die Gestehungskosten in einem rationell geführten Betrieb zu decken und einen

angemessenen Gewinn zu sichern.

(5d) Der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat die

Abmessungen, die technische BeschaLenheit und die optische Gestaltung der Kennzeichentafeln durch Verordnung zu

regeln; dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, daß die Kennzeichen auch bei erhöhter Beanspruchung und bei

schlechten Sichtverhältnissen leicht lesbar bleiben. Festzusetzen ist insbesondere

1. die Art der zu verwendenden Materialien und das anzuwendende Herstellungsverfahren;

2. die optische Gestaltung und die Wahrnehmungseigenschaften;

3. die Qualität hinsichtlich Temperaturbeständigkeit, Schlagfestigkeit, Biegefestigkeit, Wasserfestigkeit,

Reinigungsfähigkeit, Rückstrahlwerte und die anzuwendenden Prüfmethoden.

(6) Die vorgesehene Kennzeichentafel mit dem für das Fahrzeug zugewiesenen Kennzeichen muss wie folgt am

Fahrzeug angebracht sein:

1. an dreirädrigen Kraftfahrzeugen mit geschlossenem kabinenartigem Aufbau und an Kraftwagen vorne und hinten;

2. an Motorfahrrädern, Motorrädern, Motorrädern mit Beiwagen, dreirädrigen Kraftfahrzeugen ohne Aufbau,

vierrädrigen Kraftfahrzeugen, die insbesondere durch Lenkstange, Bedienungs- und Anzeigeelemente sowie Sitzbank

Charakterzüge eines Kraftrades aufweisen, vierrädrigen Leichtkraftfahrzeugen, selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit

einer Bauartgeschwindigkeit von nicht mehr als 40 km/h, Zugmaschinen, Transportkarren, Motorkarren und an

Anhängern hinten.

Bei anderen als in Z 2 genannten selbstfahrenden Arbeitsmaschinen kann die vordere Kennzeichentafel abgenommen

werden, wenn vorne am Fahrzeug Geräte oder Aufbauten angebracht sind. Das Anbringen weiterer Kennzeichentafeln

ist unzulässig; bei Probefahrten dürfen jedoch auch Kennzeichentafeln mit Probefahrtkennzeichen angebracht sein.

Die Kennzeichentafeln müssen senkrecht zur Längsmittelebene des Fahrzeuges annähernd lotrecht und so am

Fahrzeug angebracht sein, dass das Kennzeichen vollständig sichtbar und gut lesbar ist und durch die

Kennzeichenleuchten ausreichend beleuchtet werden kann. Ist das Anbringen der Kennzeichentafeln hinten am

Fahrzeug nicht möglich, wie bei Theaterkulissenwagen und dergleichen, so ist je eine Kennzeichentafel an jeder Seite

des Fahrzeuges parallel zu seiner Längsmittelebene anzubringen. Es muss in jedem Fall auch die Umrandung der



Kennzeichentafel vollständig sichtbar sein. Bei Befestigung der Kennzeichentafel mit einem serienmäßig hergestellten

Kennzeichen-Halter darf der Rand der Kennzeichentafel jedoch geringfügig (bis zu einer Fläche von zirka 10 cm²)

verdeckt werden. Nicht mehr benötigte vordere Kennzeichentafeln für dreirädrigen Kraftfahrzeugen ohne Aufbau und

vierrädrige Kraftfahrzeuge, die insbesondere durch Lenkstange, Bedienungs- und Anzeigeelemente sowie Sitzbank

Charakterzüge eines Kraftrades aufweisen, sind bis spätestens 31. Dezember 2007 in einer Zulassungsstelle

zurückzugeben.Bei anderen als in ZiLer 2, genannten selbstfahrenden Arbeitsmaschinen kann die vordere

Kennzeichentafel abgenommen werden, wenn vorne am Fahrzeug Geräte oder Aufbauten angebracht sind. Das

Anbringen weiterer Kennzeichentafeln ist unzulässig; bei Probefahrten dürfen jedoch auch Kennzeichentafeln mit

Probefahrtkennzeichen angebracht sein. Die Kennzeichentafeln müssen senkrecht zur Längsmittelebene des

Fahrzeuges annähernd lotrecht und so am Fahrzeug angebracht sein, dass das Kennzeichen vollständig sichtbar und

gut lesbar ist und durch die Kennzeichenleuchten ausreichend beleuchtet werden kann. Ist das Anbringen der

Kennzeichentafeln hinten am Fahrzeug nicht möglich, wie bei Theaterkulissenwagen und dergleichen, so ist je eine

Kennzeichentafel an jeder Seite des Fahrzeuges parallel zu seiner Längsmittelebene anzubringen. Es muss in jedem

Fall auch die Umrandung der Kennzeichentafel vollständig sichtbar sein. Bei Befestigung der Kennzeichentafel mit

einem serienmäßig hergestellten Kennzeichen-Halter darf der Rand der Kennzeichentafel jedoch geringfügig (bis zu

einer Fläche von zirka 10 cm²) verdeckt werden. Nicht mehr benötigte vordere Kennzeichentafeln für dreirädrigen

Kraftfahrzeugen ohne Aufbau und vierrädrige Kraftfahrzeuge, die insbesondere durch Lenkstange, Bedienungs- und

Anzeigeelemente sowie Sitzbank Charakterzüge eines Kraftrades aufweisen, sind bis spätestens 31. Dezember 2007 in

einer Zulassungsstelle zurückzugeben.

(7) Die Kennzeichentafeln müssen mit dem Fahrzeug dauernd fest verbunden sein; bei Fahrzeugen, bei denen die

Kennzeichenleuchte auf einem Leuchtenträger (§ 14 Abs. 9 lit. c) angebracht ist, ist die hintere Kennzeichentafel

unbeschadet des Abs. 6 auf diesem anzubringen; Kennzeichentafeln mit Probefahrt- oder Überstellungskennzeichen

und Kennzeichentafeln gemäß Abs. 3 dürfen jedoch, sofern sie in der im Abs. 6 angeführten Weise angebracht sind,

auch behelfsmäßig mit dem Fahrzeug verbunden sein.(7) Die Kennzeichentafeln müssen mit dem Fahrzeug dauernd

fest verbunden sein; bei Fahrzeugen, bei denen die Kennzeichenleuchte auf einem Leuchtenträger (Paragraph 14,

Absatz 9, Litera c,) angebracht ist, ist die hintere Kennzeichentafel unbeschadet des Absatz 6, auf diesem anzubringen;

Kennzeichentafeln mit Probefahrt- oder Überstellungskennzeichen und Kennzeichentafeln gemäß Absatz 3, dürfen

jedoch, sofern sie in der im Absatz 6, angeführten Weise angebracht sind, auch behelfsmäßig mit dem Fahrzeug

verbunden sein.

(8) Wird die hintere Kennzeichentafel durch einen auf der Anhängekupplung montierten Fahrradträger oder durch die

damit transportierten Fahrräder verdeckt, so hat der Lenker

1. die hintere Kennzeichentafel, oder

2. eine rote Kennzeichentafel mit dem Kennzeichen des Zugfahrzeuges (Abs. 3 Z 3)2. eine rote Kennzeichentafel mit

dem Kennzeichen des Zugfahrzeuges (Absatz 3, Ziffer 3,)

auf dem Fahrradträger, der auch entsprechende Vorrichtungen zur Aufnahme und Beleuchtung der Kennzeichentafel

aufweisen muss, anzubringen.

§ 59 KFG idF BGBl Nr 267/1967 zuletzt geändert durch BGBl I Nr 134/2020:Paragraph 59, KFG in der Fassung

Bundesgesetzblatt Nr 267 aus 1967, zuletzt geändert durch BGBl römisch eins Nr 134/2020:

VI. ABSCHNITT römisch sechs. ABSCHNITT

Haftpflichtversicherung für Kraftfahrzeuge und Anhänger

Versicherungspflicht für Kraftfahrzeuge und Anhänger mit inländischem Kennzeichen

(1) Eine den Vorschriften des Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherungsgesetzes 1994, BGBl. Nr. 651/1994 (KHVG 1994), in

der jeweils geltenden Fassung entsprechende Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung, auf die österreichisches Recht

anzuwenden ist, muß bei einem zum Betrieb dieses Versicherungszweiges in Österreich berechtigten Versicherer

bestehen(1) Eine den Vorschriften des Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsgesetzes 1994, Bundesgesetzblatt Nr. 651

aus 1994, (KHVG 1994), in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung, auf die

österreichisches Recht anzuwenden ist, muß bei einem zum Betrieb dieses Versicherungszweiges in Österreich

berechtigten Versicherer bestehen
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a) für Kraftfahrzeuge und Anhänger, die zum Verkehr zugelassen sind (§§ 37 bis 39),a) für Kraftfahrzeuge und

Anhänger, die zum Verkehr zugelassen sind (Paragraphen 37 bis 39),

b) für Probefahrten (§ 45),b) für Probefahrten (Paragraph 45,),

c) für Überstellungsfahrten (§ 46).c) für Überstellungsfahrten (Paragraph 46,).

(2) Fahrzeuge im Besitz des Bundes, der Länder, der Gemeindeverbände, der Ortsgemeinden mit mehr als 50 000

Einwohnern, der von diesen Gebietskörperschaften unter ihrer Haftung betriebenen Unternehmungen sowie

Fahrzeuge von Verkehrsunternehmungen im ausschließlichen Eigentum des Bundes sind von der im Abs. 1

angeführten VersicherungspKicht ausgenommen. Diese Fahrzeugbesitzer haben bei Schäden, für die ohne die

eingeräumte Ausnahme eine Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung zu bestehen hätte, für Personen, die mit ihrem

Willen beim Betriebe des Fahrzeuges tätig sind, in gleicher Weise und in gleichem Umfang einzutreten wie ein

HaftpKichtversicherer bei Bestehen einer den Vorschriften des KHVG 1994 in der jeweils geltenden Fassung

entsprechenden Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung. Diese VerpKichtung entfällt, wenn die befreiten

Fahrzeugbesitzer eine Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung abgeschlossen haben.(2) Fahrzeuge im Besitz des Bundes,

der Länder, der Gemeindeverbände, der Ortsgemeinden mit mehr als 50 000 Einwohnern, der von diesen

Gebietskörperschaften unter ihrer Haftung betriebenen Unternehmungen sowie Fahrzeuge von

Verkehrsunternehmungen im ausschließlichen Eigentum des Bundes sind von der im Absatz eins, angeführten

VersicherungspKicht ausgenommen. Diese Fahrzeugbesitzer haben bei Schäden, für die ohne die eingeräumte

Ausnahme eine Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung zu bestehen hätte, für Personen, die mit ihrem Willen beim

Betriebe des Fahrzeuges tätig sind, in gleicher Weise und in gleichem Umfang einzutreten wie ein

HaftpKichtversicherer bei Bestehen einer den Vorschriften des KHVG 1994 in der jeweils geltenden Fassung

entsprechenden Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung. Diese VerpKichtung entfällt, wenn die befreiten

Fahrzeugbesitzer eine Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung abgeschlossen haben.

(3) Der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat der Europäischen

Kommission und den für das Kraftfahrwesen zuständigen obersten Behörden der anderen EWR-Vertragsstaaten

mitzuteilen,

1. welche Arten von Fahrzeugen nicht der VersicherungspKicht gemäß Abs. 1 unterliegen,1. welche Arten von

Fahrzeugen nicht der Versicherungspflicht gemäß Absatz eins, unterliegen,

2. welche Kategorien von Rechtsträgern gemäß Abs. 2 erster Satz von der VersicherungspKicht für die in ihrem Besitz

beWndlichen Fahrzeuge ausgenommen sind und welche Folgen sich daraus gemäß Abs. 2 zweiter und dritter Satz für

den Ersatz von mit solchen Fahrzeugen verursachten Schäden ergeben.2. welche Kategorien von Rechtsträgern gemäß

Absatz 2, erster Satz von der VersicherungspKicht für die in ihrem Besitz beWndlichen Fahrzeuge ausgenommen sind

und welche Folgen sich daraus gemäß Absatz 2, zweiter und dritter Satz für den Ersatz von mit solchen Fahrzeugen

verursachten Schäden ergeben.

§ 61 KFG idF BGBl Nr 267/1967 zuletzt geändert durch BGBl I Nr 40/2016:Paragraph 61, KFG in der Fassung

Bundesgesetzblatt Nr 267 aus 1967, zuletzt geändert durch BGBl römisch eins Nr 40/2016:

Überwachung der Versicherung

(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer auf Verlangen binnen fünf Tagen nach der Übernahme der

VerpKichtung aus einer vorgeschriebenen Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung (§ 59) eine Bestätigung über die

Übernahme dieser VerpKichtungen, die Versicherungsbestätigung, kostenlos elektronisch oder in Papierform

auszustellen.(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer auf Verlangen binnen fünf Tagen nach der Übernahme

der VerpKichtung aus einer vorgeschriebenen Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung (Paragraph 59,) eine Bestätigung

über die Übernahme dieser VerpKichtungen, die Versicherungsbestätigung, kostenlos elektronisch oder in Papierform

auszustellen.

(1a) Die Versicherungsbestätigung hat folgende Mindestangaben zu enthalten:

1. Name des ausstellenden Versicherers,

2. Nummer der Versicherungsbestätigung,

3. Hinweis auf die Anwendung österreichischen Rechts
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4. Gültigkeitsbeginn und

5. Ausstellungsdatum.

Eine in die zentrale Deckungsevidenz aufgenommene Versicherungsbestätigung ist nur zu berücksichtigen, sofern im

Zeitpunkt der nach Einlangen und Gültigkeitsbeginn erfolgten Reihung nicht mehr als ein Jahr vergangen ist. Liegt der

Gültigkeitsbeginn jedoch vor dem Ausstellungsdatum, so läuft diese Frist ab dem Ausstellungsdatum. § 20

Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherungsgesetz 1994 bleibt unberührt.Eine in die zentrale Deckungsevidenz

aufgenommene Versicherungsbestätigung ist nur zu berücksichtigen, sofern im Zeitpunkt der nach Einlangen und

Gültigkeitsbeginn erfolgten Reihung nicht mehr als ein Jahr vergangen ist. Liegt der Gültigkeitsbeginn jedoch vor dem

Ausstellungsdatum, so läuft diese Frist ab dem Ausstellungsdatum. Paragraph 20, Kraftfahrzeug-

Haftpflichtversicherungsgesetz 1994 bleibt unberührt.

(2) Die Behörde hat den Versicherer, dessen Versicherungsbestätigung (Abs. 1) ihr vorgelegt worden ist, unter Angabe

des zugewiesenen Kennzeichens, zu verständigen von(2) Die Behörde hat den Versicherer, dessen

Versicherungsbestätigung (Absatz eins,) ihr vorgelegt worden ist, unter Angabe des zugewiesenen Kennzeichens, zu

verständigen von

a) der Zulassung des Fahrzeuges,

b) der Zuweisung eines anderen Kennzeichens,

c) der Abmeldung des Fahrzeuges oder der Aufhebung der Zulassung, sofern der Versicherer nicht eine Anzeige gemäß

Abs. 4 erstattet hat. In der Verständigung sind die Merkmale der Versicherungsbestätigung sowie im Falle der lit. a die

in ihr enthaltenen Daten mit dem in den Zulassungsschein eingetragenen Wortlaut anzuführen.c) der Abmeldung des

Fahrzeuges oder der Aufhebung der Zulassung, sofern der Versicherer nicht eine Anzeige gemäß Absatz 4, erstattet

hat. In der Verständigung sind die Merkmale der Versicherungsbestätigung sowie im Falle der Litera a, die in ihr

enthaltenen Daten mit dem in den Zulassungsschein eingetragenen Wortlaut anzuführen.

Im Falle der Zulassung durch Zulassungsstellen (§§ 40a und 40b) triLt diese VerpKichtung die Zulassungsstellen,

entfällt jedoch bei Tätigwerden für ihre eigenen Versicherungsnehmer.Im Falle der Zulassung durch Zulassungsstellen

(Paragraphen 40 a und 40 b) triLt diese VerpKichtung die Zulassungsstellen, entfällt jedoch bei Tätigwerden für ihre

eigenen Versicherungsnehmer.

(3) Ist der Versicherer von der VerpKichtung zur Leistung frei, weil der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige

Prämie (§ 38 Abs. 1 des Versicherungsvertragsgesetzes, BGBl. Nr. 2/1959) nicht rechtzeitig gezahlt hat oder weil der

Versicherungsnehmer nach Ablauf einer ihm gemäß § 39 Abs. 1 des Versicherungsvertragsgesetzes bestimmten

Zahlungsfrist mit der Zahlung einer Folgeprämie für die für das Fahrzeug vorgeschriebene Kraftfahrzeug-

HaftpKichtversicherung oder geschuldeter Zinsen oder Kosten im Verzug ist, so kann er dies der

Gemeinschaftseinrichtung unter Angabe des Kennzeichens anzeigen. Diese hat die Anzeige zu erfassen (§ 47 Abs. 4b)

und im Namen der Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, den Zulassungsbesitzer

über die drohende Aufhebung der Zulassung zu informieren.(3) Ist der Versicherer von der VerpKichtung zur Leistung

frei, weil der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie (Paragraph 38, Absatz eins, des

Versicherungsvertragsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 2 aus 1959,) nicht rechtzeitig gezahlt hat oder weil der

Versicherungsnehmer nach Ablauf einer ihm gemäß Paragraph 39, Absatz eins, des Versicherungsvertragsgesetzes

bestimmten Zahlungsfrist mit der Zahlung einer Folgeprämie für die für das Fahrzeug vorgeschriebene Kraftfahrzeug-

HaftpKichtversicherung oder geschuldeter Zinsen oder Kosten im Verzug ist, so kann er dies der

Gemeinschaftseinrichtung unter Angabe des Kennzeichens anzeigen. Diese hat die Anzeige zu erfassen (Paragraph 47,

Absatz 4 b,) und im Namen der Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, den

Zulassungsbesitzer über die drohende Aufhebung der Zulassung zu informieren.

(4) Der Versicherer hat jeden Umstand, der das Nichtbestehen oder die Beendigung der für ein Fahrzeug

vorgeschriebenen Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung zur Folge hat, der Gemeinschaftseinrichtung der zum Betrieb

der Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung berechtigten Versicherer mitzuteilen. Diese hat diesen Umstand, sofern

nicht ein anderer haftender Versicherer in der zentralen Deckungsevidenz (§ 47 Abs. 4b) gespeichert ist, der Behörde,

in deren örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, unter Angabe des Kennzeichens anzuzeigen. Diese

Anzeige löst die in § 24 Abs. 2 des Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherungsgesetzes 1994 angeführte Frist von drei
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Monaten aus. Das gleiche gilt, wenn die Versicherungssummen die vorgeschriebenen Mindestsummen nicht

erreichen. Die Anzeige ist jedoch nicht erforderlich, wenn die Behörde den Versicherer von der Abmeldung des

Fahrzeuges oder von der Aufhebung der Zulassung verständigt hat (Abs. 2). Die Verständigung des Versicherers durch

die Behörde ersetzt die Anzeige des Versicherers hinsichtlich ihrer Wirkung auf den Beginn der im § 24 Abs. 2 des

Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherungsgesetzes 1994 angeführten Frist von drei Monaten.(4) Der Versicherer hat jeden

Umstand, der das Nichtbestehen oder die Beendigung der für ein Fahrzeug vorgeschriebenen Kraftfahrzeug-

HaftpKichtversicherung zur Folge hat, der Gemeinschaftseinrichtung der zum Betrieb der Kraftfahrzeug-

HaftpKichtversicherung berechtigten Versicherer mitzuteilen. Diese hat diesen Umstand, sofern nicht ein anderer

haftender Versicherer in der zentralen Deckungsevidenz (Paragraph 47, Absatz 4 b,) gespeichert ist, der Behörde, in

deren örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, unter Angabe des Kennzeichens anzuzeigen. Diese

Anzeige löst die in Paragraph 24, Absatz 2, des Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherungsgesetzes 1994 angeführte Frist

von drei Monaten aus. Das gleiche gilt, wenn die Versicherungssummen die vorgeschriebenen Mindestsummen nicht

erreichen. Die Anzeige ist jedoch nicht erforderlich, wenn die Behörde den Versicherer von der Abmeldung des

Fahrzeuges oder von der Aufhebung der Zulassung verständigt hat (Absatz 2,). Die Verständigung des Versicherers

durch die Behörde ersetzt die Anzeige des Versicherers hinsichtlich ihrer Wirkung auf den Beginn der im Paragraph 24,

Absatz 2, des Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsgesetzes 1994 angeführten Frist von drei Monaten.

(5) Ist zu erwarten, daß der Versicherer in Ansehung des Dritten von der VerpKichtung zur Leistung frei wird (§ 24

Abs. 2 des Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherungsgesetzes 1994), so sind bei Gefahr im Verzug, unbeschadet der

Bestimmungen des § 44 Abs. 1 lit. c über die Aufhebung der Zulassung, der Zulassungsschein und die

Kennzeichentafeln unverzüglich abzunehmen.(5) Ist zu erwarten, daß der Versicherer in Ansehung des Dritten von der

VerpKichtung zur Leistung frei wird (Paragraph 24, Absatz 2, des Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherungsgesetzes 1994),

so sind bei Gefahr im Verzug, unbeschadet der Bestimmungen des Paragraph 44, Absatz eins, Litera c, über die

Aufhebung der Zulassung, der Zulassungsschein und die Kennzeichentafeln unverzüglich abzunehmen.

(6) Die Bestimmungen der Abs. 2 bis 5 gelten für die Bewilligung zur Durchführung von Probe- oder

Überstellungsfahrten (§§ 45 und 46) sinngemäß.“(6) Die Bestimmungen der Absatz 2 bis 5 gelten für die Bewilligung zur

Durchführung von Probe- oder Überstellungsfahrten (Paragraphen 45 und 46) sinngemäß.“

Bei der Tatörtlichkeit handelt es sich um eine Straße mit öLentlichem Verkehr. Denn Straßen mit öLentlichem Verkehr

sind gemäß § 1 Abs 1 zweiter Satz StVO solche, die von jedermann unter den gleichen Bedingungen benützt werden,

wenn sie nach dem äußeren Anschein zur allgemeinen Benützung freistehen. Das Erfordernis der Benützung für

jedermann unter den gleichen Bedingungen ist nicht so zu verstehen, dass die Einschränkung einer Benutzungsart auf

einen bestimmten Personenkreis allein der Straße den Charakter einer öLentlichen VerkehrsKäche entzieht (VwGH

25.01.1995, 95/03/0009). Aus dem einzigen Umstand, dass eine Straße nur von einer bestimmten Gruppe von

Verkehrsteilnehmern benutzt werden darf, zB nur von Anrainern, kann nicht geschlossen werden, dass es sich um eine

Straße ohne öLentlichen Verkehr handle (vgl VwGH 18.10.1999, 96/17/0349).Bei der Tatörtlichkeit handelt es sich um

eine Straße mit öLentlichem Verkehr. Denn Straßen mit öLentlichem Verkehr sind gemäß Paragraph eins, Absatz eins,

zweiter Satz StVO solche, die von jedermann unter den gleichen Bedingungen benützt werden, wenn sie nach dem

äußeren Anschein zur allgemeinen Benützung freistehen. Das Erfordernis der Benützung für jedermann unter den

gleichen Bedingungen ist nicht so zu verstehen, dass die Einschränkung einer Benutzungsart auf einen bestimmten

Personenkreis allein der Straße den Charakter einer öLentlichen VerkehrsKäche entzieht (VwGH 25.01.1995,

95/03/0009). Aus dem einzigen Umstand, dass eine Straße nur von einer bestimmten Gruppe von Verkehrsteilnehmern

benutzt werden darf, zB nur von Anrainern, kann nicht geschlossen werden, dass es sich um eine Straße ohne

öffentlichen Verkehr handle vergleiche VwGH 18.10.1999, 96/17/0349).

Es liegt gegenständlich wie festgestellt kein Hindernis der Nutzung vor (vgl VwGH 27.02.2004, 2001/02/0147). Dass

nicht jede Fläche, auf der ein Fahrzeug abgestellt wird, unabhängig davon wozu sie eigentlich dient, zur Straße im Sinne

der StVO wird, ist naheliegend. Ist eine SchotterKäche wie hier zum Abstellen von Fahrzeugen vorgesehen, kann diese -

wenn sie wie hier für jedermann unter den gleichen Bedingungen zugänglich ist – ohne weiteres als Straße mit

öLentlichem Verkehr angesehen werden (vgl VwGH 20.04.2004, Zl. 2004/02/0045; 27.06.2014, Zl. 2013/02/0193).Es liegt

gegenständlich wie festgestellt kein Hindernis der Nutzung vor vergleiche VwGH 27.02.2004, 2001/02/0147). Dass nicht

jede Fläche, auf der ein Fahrzeug abgestellt wird, unabhängig davon wozu sie eigentlich dient, zur Straße im Sinne der
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StVO wird, ist naheliegend. Ist eine SchotterKäche wie hier zum Abstellen von Fahrzeugen vorgesehen, kann diese -

wenn sie wie hier für jedermann unter den gleichen Bedingungen zugänglich ist – ohne weiteres als Straße mit

öffentlichem Verkehr angesehen werden vergleiche VwGH 20.04.2004, Zl. 2004/02/0045; 27.06.2014, Zl. 2013/02/0193).

Kraftfahrzeugen dürfen gemäß § 36 KFG ua nur dann auf solchen Straßen mit öLentlichem Verkehr verwendet werden,

wenn sie das behördliche Kennzeichen (§ 48) führen (lit b) und für sie die vorgeschriebene Kraftfahrzeug-

HaftpKichtversicherung (§ 59) oder Haftung (§ 62) besteht (lit d).Kraftfahrzeugen dürfen gemäß Paragraph 36, KFG ua

nur dann auf solchen Straßen mit öLentlichem Verkehr verwendet werden, wenn sie das behördliche Kennzeichen

(Paragraph 48,) führen (Litera b,) und für sie die vorgeschriebene Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (Paragraph 59,)

oder Haftung (Paragraph 62,) besteht (Litera d,).

Bei den verschiedenen in Buchstaben gegliederten Tatbeständen des § 36 KFG handelt es sich um jeweils getrennte

und von einander rechtlich unabhängige Verwaltungsübertretungen (VwGH 16.12.1987, 87/02/0073).Bei den

verschiedenen in Buchstaben gegliederten Tatbeständen des Paragraph 36, KFG handelt es sich um jeweils getrennte

und von einander rechtlich unabhängige Verwaltungsübertretungen (VwGH 16.12.1987, 87/02/0073).

Zu Spruchpunkt 1

Im Sinne des § 36 KFG 1967 wird ein Kraftfahrzeug auch dann "verwendet", wenn es auf einer Straße mit öLentlichem

Verkehr zum Halten und Parken abgestellt wird, und dies nicht nur für den Abstellvorgang als solchen, sondern für die

gesamte Dauer des Abstellens (vgl auch VwGH 25.01.2002, 99/02/0146).Im Sinne des Paragraph 36, KFG 1967 wird ein

Kraftfahrzeug auch dann "verwendet", wenn es auf einer Straße mit öLentlichem Verkehr zum Halten und Parken

abgestellt wird, und dies nicht nur für den Abstellvorgang als solchen, sondern für die gesamte Dauer des Abstellens

vergleiche auch VwGH 25.01.2002, 99/02/0146).

§ 36 KFG richtet sich gegen den jeweiligen "Verwender". Die übertretene Rechtsnorm ist demnach hinsichtlich

Spruchpunkt 1. § 36 lit b KFG, was spruchgemäß zu berichtigen war (vgl VwGH 04.03.2011, 2007/02/0378).Paragraph

36, KFG richtet sich gegen den jeweiligen "Verwender". Die übertretene Rechtsnorm ist demnach hinsichtlich

Spruchpunkt 1. Paragraph 36, Litera b, KFG, was spruchgemäß zu berichtigen war vergleiche VwGH 04.03.2011,

2007/02/0378).

Aus den getroLenen Feststellungen folgt die objektive Tatbestandsverwirklichung hinsichtlich Spruchpunkt 1. Denn in

Fällen eines Wechselkennzeichens nimmt befugtermaßen nur das Fahrzeug am öLentlichen Straßenverkehr teil,

welches das Kennzeichen führt (Pürstl, StVO-ON16 § 82 E 54f). Demnach ist das Abstellen von Fahrzeugen wie hier

ohne Kennzeichentafeln bei Zulassung auf Wechselkennzeichen unzulässig bzw gem § 82 Abs 2 StVO

bewilligungspKichtig (vgl Nedbal-Bures, KFG12 § 36 Anm 1).Aus den getroLenen Feststellungen folgt die objektive

Tatbestandsverwirklichung hinsichtlich Spruchpunkt 1. Denn in Fällen eines Wechselkennzeichens nimmt

befugtermaßen nur das Fahrzeug am öLentlichen Straßenverkehr teil, welches das Kennzeichen führt (Pürstl, StVO-

ON16 Paragraph 82, E 54f). Demnach ist das Abstellen von Fahrzeugen wie hier ohne Kennzeichentafeln bei Zulassung

auf Wechselkennzeichen unzulässig bzw gem Paragraph 82, Absatz 2, StVO bewilligungspKichtig vergleiche Nedbal-

Bures, KFG12 Paragraph 36, Anmerkung 1).

Gegenständlich handelt es sich um ein Ungehorsamkeitsdelikt. Da für die Strafbarkeit im vorliegenden Fall gemäß § 5

Abs 1 VStG fahrlässiges Verhalten genügt und der Beschwerdeführer nichts vorgebracht hat, das – gemessen am

Maßstab der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes – glaubhaft macht, dass ihn kein Verschulden an der

Verletzung der Verwaltungsvorschrift triLt, wurde die Verwaltungsübertretung auch subjektiv verwirklicht und ist von

fahrlässiger Tatbegehung auszugehen.Gegenständlich handelt es sich um ein Ungehorsamkeitsdelikt. Da für die

Strafbarkeit im vorliegenden Fall gemäß Paragraph 5, Absatz eins, VStG fahrlässiges Verhalten genügt und der

Beschwerdeführer nichts vorgebracht hat, das – gemessen am Maßstab der Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes – glaubhaft macht, dass ihn kein Verschulden an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift

trifft, wurde die Verwaltungsübertretung auch subjektiv verwirklicht und ist von fahrlässiger Tatbegehung auszugehen.

Gemäß § 19 Abs. 1 VStG sind Grundlage für die Bemessung der Strafe die Bedeutung des strafrechtlich geschützten

Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. Gemäß § 19 Abs. 2 VStG sind im ordentlichen

Verfahren überdies die nach dem Zweck der Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und

Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß

des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart des Verwaltungsstrafrechts
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sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden. Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse

sowie allfällige SorgepKichten des Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berücksichtigen.Gemäß

Paragraph 19, Absatz eins, VStG sind Grundlage für die Bemessung der Strafe die Bedeutung des strafrechtlich

geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. Gemäß Paragraph 19, Absatz 2,

VStG sind im ordentlichen Verfahren überdies die nach dem Zweck der Strafdrohung in Betracht kommenden

Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander

abzuwägen. Auf das Ausmaß des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart

des Verwaltungsstrafrechts sind die Paragraphen 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden. Die

Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie allfällige SorgepKichten des Beschuldigten sind bei der Bemessung

von Geldstrafen zu berücksichtigen.

Die belangte Behörde wertete zu Recht mildernd die bisherige Unbescholtenheit und erschwerend nichts. Zu den

Vermögensverhältnissen machte der Beschwerdeführer keine Angaben, weshalb diese mangels gegenteiliger Angaben

in Höhe des durch die Statistik Austria ermittelten Nettoeinkommens eines unselbständig Erwerbstätigen (inklusive

anteiligem Urlaubs- und Weihnachtsgeld) in Höhe von € 2.224,00 geschätzt werden.

Die verhängte Geldstrafe, die ohnehin im untersten Bereich des Strafrahmens angesiedelt sind, erscheint vor diesem

Hintergrund als tat- und schuldangemessen.

Eine Anwendung des § 45 Abs 1 Z 4 VStG kommt im gegenständlichen Fall nicht in Betracht, zumal die Bedeutung des

jeweils strafrechtlich geschützten Rechtsguts und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Taten nicht gering ist

und auch von einem geringen Verschulden des Beschwerdeführers in dem Sinne, dass das tatbildmäßige Verhalten im

Sinne der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hinter dem in der betreLenden Strafdrohung typisierten

Unrechts- und Schuldgehalt erheblich zurückgeblieben wäre, nicht die Rede ist.Eine Anwendung des Paragraph 45,

Absatz eins, ZiLer 4, VStG kommt im gegenständlichen Fall nicht in Betracht, zumal die Bedeutung des jeweils

strafrechtlich geschützten Rechtsguts und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Taten nicht gering ist und

auch von einem geringen Verschulden des Beschwerdeführers in dem Sinne, dass das tatbildmäßige Verhalten im

Sinne der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hinter dem in der betreLenden Strafdrohung typisierten

Unrechts- und Schuldgehalt erheblich zurückgeblieben wäre, nicht die Rede ist.

Die Festsetzung des Kostenbeitrages für das Beschwerdeverfahren zu Spruchpunkt 1. ergibt sich aus § 52 VwGVG,

wonach im Fall der vollinhaltlichen Bestätigung des Straferkenntnisses der belangten Behörde durch das

Verwaltungsgericht dieser Beitrag mit 20 % der verhängten Strafe, mindestens jedoch mit € 10,00, festzusetzen ist.Die

Festsetzung des Kostenbeitrages für das Beschwerdeverfahren zu Spruchpunkt 1. ergibt sich aus Paragraph 52,

VwGVG, wonach im Fall der vollinhaltlichen Bestätigung des Straferkenntnisses der belangten Behörde durch das

Verwaltungsgericht dieser Beitrag mit 20 % der verhängten Strafe, mindestens jedoch mit € 10,00, festzusetzen ist.

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

Zu Spruchpunkt 2

Ein Kraftfahrzeug darf gemäß § 36 lit d KFG nur dann auf Straßen mit öLentlichem Verkehr verwendet werden, wenn

die vorgeschriebene Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung (§ 59) oder Haftung (§ 62) besteht.Ein Kraftfahrzeug darf

gemäß Paragraph 36, Litera d, KFG nur dann auf Straßen mit öLentlichem Verkehr verwendet werden, wenn die

vorgeschriebene Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (Paragraph 59,) oder Haftung (Paragraph 62,) besteht.

Gegenständlich bestand wie festgestellt eine Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung. Daran ändert auch die

oberstgerichtliche Rechtsprechung (vgl RIS-Justiz RS0065925) nichts, wonach sich die HaftpKichtversicherung

zivilrechtlich nur auf Fahrten mit jenem Fahrzeug erstreckt, an dem die Wechselkennzeichen angebracht

sind.Gegenständlich bestand wie festgestellt eine Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung. Daran ändert auch die

oberstgerichtliche Rechtsprechung vergleiche RIS-Justiz RS0065925) nichts, wonach sich die HaftpKichtversicherung

zivilrechtlich nur auf Fahrten mit jenem Fahrzeug erstreckt, an dem die Wechselkennzeichen angebracht sind.

Denn gemäß § 59 Abs 1 KFG verweist auf eine den Vorschriften des Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherungsgesetzes

1 9 9 4 , BGBl. Nr. 651/1994 (KHVG 1994), in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Kraftfahrzeug-

Haftpflichtversicherung.Denn gemäß Paragraph 59, Absatz eins, KFG verweist auf eine den Vorschriften des
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https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/52
https://www.jusline.at/gesetz/kfg/paragraf/36
https://www.jusline.at/entscheidung/441867
https://www.jusline.at/entscheidung/441867
https://www.jusline.at/gesetz/kfg/paragraf/59
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1994_651_0/1994_651_0.pdf


Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherungsgesetzes 1994, Bundesgesetzblatt Nr. 651 aus 1994, (KHVG 1994), in der jeweils

geltenden Fassung entsprechende Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung.

§ 5 Abs 1 Z 3 KHVG normiert, dass als Obliegenheit vor Eintritt des Versicherungsfalls nur vorgesehen werden darf, im

Fall der Zuweisung eines Wechselkennzeichens nur das Fahrzeug zu verwenden, an dem die Kennzeichentafeln

angebracht sind. § 7 begrenzt die Leistungsfreiheit wegen Verletzung einer Obliegenheit betraglich und § 24 KHVG

ordnet an, dass wenn der Versicherer von der VerpKichtung zur Leistung dem Versicherungsnehmer gegenüber ganz

oder teilweise frei ist, gleichwohl seine Verpflichtung in Ansehung des Dritten bestehen bleibt.Paragraph 5, Absatz eins,

ZiLer 3, KHVG normiert, dass als Obliegenheit vor Eintritt des Versicherungsfalls nur vorgesehen werden darf, im Fall

der Zuweisung eines Wechselkennzeichens nur das Fahrzeug zu verwenden, an dem die Kennzeichentafeln angebracht

sind. Paragraph 7, begrenzt die Leistungsfreiheit wegen Verletzung einer Obliegenheit betraglich und Paragraph 24,

KHVG ordnet an, dass wenn der Versicherer von der VerpKichtung zur Leistung dem Versicherungsnehmer gegenüber

ganz oder teilweise frei ist, gleichwohl seine Verpflichtung in Ansehung des Dritten bestehen bleibt.

Ob demnach eine Obliegenheit vor Eintritt des Versicherungsfalls durch Verwenden eines Kraftfahrzeuges verletzt

wurde mag zivilrechtlich Folgen haben, ändert jedoch nichts daran, dass eine vorgeschriebene Kraftfahrzeug-

Haftpflichtversicherung besteht.

Ein gegenteiliges Auslegungsergebnis würde selbst bei Bewilligung des Abstellens eines Kraftfahrzeuges ohne

Wechselkennzeichentafel nach § 89 StVO immer eine Verletzung des § 36 lit d KFG nach sich ziehen. Es ergeben sich

jedoch keinerlei Hinweise aus § 59f KFG, die eine solche Interpretation rechtfertigen würden, zumal § 61 KFG den

Versicherer auch nur verpKichtet, Umstände, die etwa das Nichtbestehen oder die Beendigung der für ein Fahrzeug

vorgeschriebenen Kraftfahrzeug-HaftpKichtversicherung zur Folge hat bekannt zu geben, nicht dagegen

Obliegenheitsverletzungen, die die Höhe des Leistungsanspruchs verletzen (siehe dazu auch vergleichbar: LVwG OÖ

19.09.2023, LVwG-605670/12/JS).Ein gegenteiliges Auslegungsergebnis würde selbst bei Bewilligung des Abstellens

eines Kraftfahrzeuges ohne Wechselkennzeichentafel nach Paragraph 89, StVO immer eine Verletzung des Paragraph

36, Litera d, KFG nach sich ziehen. Es ergeben sich jedoch keinerlei Hinweise aus Paragraph 59 f, KFG, die eine solche

Interpretation rechtfertigen würden, zumal Paragraph 61, KFG den Versicherer auch nur verpKichtet, Umstände, die

etwa das Nichtbestehen oder die Beendigung der für ein Fahrzeug vorgeschriebenen Kraftfahrzeug-

HaftpKichtversicherung zur Folge hat bekannt zu geben, nicht dagegen Obliegenheitsverletzungen, die die Höhe des

Leistungsanspruchs verletzen (siehe dazu auch vergleichbar: LVwG OÖ 19.09.2023, LVwG-605670/12/JS).

Das Straferkenntnis war in diesem Punkt daher zu beheben und das Verwaltungsstrafverfahren unter Verweis auf § 45

Abs 1 Z 2 VStG – der Beschwerdeführer hat die ihm zur Last gelegten Verwaltungsübertretungen nicht begangen –

einzustellen (vgl hierzu auch UVS Steiermark 30.14-9,10/1999-4).Das Straferkenntnis war in diesem Punkt daher zu

beheben und das Verwaltungsstrafverfahren unter Verweis auf Paragraph 45, Absatz eins, ZiLer 2, VStG – der

Beschwerdeführer hat die ihm zur Last gelegten Verwaltungsübertretungen nicht begangen – einzustellen vergleiche

hierzu auch UVS Steiermark 30.14-9,10/1999-4).

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

V.römisch fünf.

Unzulässigkeit der ordentlichen Revision:

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Art. 133 Abs 4 B-VG zu beurteilen war, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Weiters ist die dazu

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls liegen

keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.Die ordentliche Revision

ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche

Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Weiters ist die dazu vorliegende Rechtsprechung

des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf

eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.
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